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fungspunkt die aktuelle Lebenswirklichkeit sein. Die Ab-
stufung steht dieser Einordnung jedoch nicht im Wege,
sondern bricht gerade die bestehenden Kategorien auf und
stellt so einen sinnvollen Schritt hin zu einem differenzier-
ten Medienkollisionsrecht dar.
Die Notwendigkeit der Weiterentwicklung des geltenden
Rechts ergibt sich aus den oben gezeigten Problemen bei
der Einordnung von Internet-TV-Angeboten. Es erscheint
schwer nachvollziehbar, dass ein YouTube-Kanal mit
mehreren Millionen Abonnenten weniger Anforderungen
erf�llen muss als ein kleines Spartenprogramm i. S. d. § 2
Abs. 2 Nr. 4 RStV. Durch die Potenzierung aufgrund der
hohen Breitenwirkung wird ein solches Angebot immer
eine hçhere Suggestivkraft und Bindungswirkung errei-
chen als kleine Rundfunkangebote. Entsprechend sollte
eine ausgereifte medienrechtliche Regulierung auch von

starren technischen Kriterien wie der Linearit�t Abstand
nehmen und ein gestaffeltes Regulierungssystem abh�ngig
von der jeweiligen Breitenwirkung vornehmen. Gerade
jene Breitenwirkung eines Angebotes bestimmt sich im
Internetzeitalter aber nicht mehr durch seine technische
Verbreitungsform, sondern vielmehr durch seine tats�ch-
lich erreichte Nutzeranzahl. Durch die �brigen Kriterien
des Rundfunkbegriffs wie dem des Sendeplans kann zwar
auch nach derzeitiger Rechtslage eine �berregulierung f�r
bestimmte Live-Streaming-Angebote im Internet vermie-
den werden – f�r audiovisuelle Inhalte auf Abruf vermag
der bisherige Rundfunkbegriff aber gerade keine regulato-
rische Gleichschaltung zu erreichen. Die Erfassung dieser
Lebenswirklichkeit ist Aufgabe des Medienkollisions-
rechts, um seine normative Kraft auch in Zeiten von Me-
dienkonvergenz zu behalten.

RA Prof. Dr. Wieland Bosman, Harxheim*

Beitragsstabilit�t – (k)ein legitimes Ziel
der Rundfunkregulierung?

„Strukturoptimierung“ ist ein aktuelles Schlagwort in ei-
ner sich zunehmend schneller ver�ndernden Welt. Es weist
auf eine Entwicklung, die Institutionen und Organisatio-
nen – freiwillig oder erzwungen – einer zukunftsgerichte-
ten Anpassungsdynamik unterwirft. In dem Beitrag wird
beleuchtet, inwieweit aktuelle medienpolitische �berle-
gungen zur Strukturoptimierung des çffentlich-rechtlichen
Rundfunks in Deutschland mit den besonderen Verfas-
sungsgew�hrleistungen der Rundfunkfreiheit in Art. 5
Abs. 1 Satz 2 GG kompatibel sind.

I. Einf�hrung

Prognosen �ber einen deutlich steigenden Rundfunkbei-
trag ab 2021 f�hrten zu aktuellen �berlegungen der Bun-
desl�nder �ber die Mçglichkeit einer finanzpolitisch moti-
vierten Ver�nderung des Auftrags und einer „Strukturop-
timierung“ der çffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten.
Unter Federf�hrung der L�nder Rheinland-Pfalz und Sach-
sen wurde eine Arbeitsgruppe eingesetzt,1 die sich neben
einer Modernisierung des KEF-Verfahrens, Digitalisie-
rungs�berlegungen und Kooperationsmçglichkeiten2 letzt-
lich im Rahmen von Auftragsdefinitionen und ihrer recht-
lichen Gestaltung auch mit Fragen der Reduzierung çf-
fentlich-rechtlicher Programme und der Anzahl çffent-
lich-rechtlicher Rundfunkveranstalter auseinandersetzen
soll.3 �berlegungen dieser Art stehen unter dem Vorbehalt
verfassungsrechtlicher Zul�ssigkeit und lenken den Blick
auf eine vordergr�ndig als Paradoxie erscheinende Beson-
derheit des deutschen Rundfunkverfassungsrechts: In st�n-
diger Rechtsprechung zur Auslegung der Rundfunkfreiheit
des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG hat das BVerfG einerseits sowohl
die Freiheit des Rundfunks vom Staat,4 andererseits aber
auch die Verpflichtung eben jenes vermeintlich exkludier-
ten Staates betont, die wesentlichen Funktionsbedingun-
gen des Rundfunks im Rahmen einer „positiven Ordnung“

gesetzlich auszugestalten5 und dabei dem çffentlich-recht-
lichen Rundfunk bei der Wahrnehmung seiner Funktion in
der bestehenden dualen Rundfunkordnung nicht nur eine
Bestands- und Entwicklungsgarantie,6 sondern auch einen
Anspruch auf funktionsgerechte Finanzierung7 zugespro-
chen. Diese verfassungsrechtlichen Postulate der Gew�hr-
leistung von Staatsfreiheit einerseits und staatlicher Ga-
rantie von Bestand, Entwicklung und Finanzierung ande-
rerseits markieren latent gegenl�ufige Ziele staatlicher
Gesetzgebung mit Kollisions- und Konfliktpotential. Dies
insbesondere dann, wenn medien- oder gar fiskalpolitische
Motive Rundfunkgesetzgebung handlungsleitend bestim-
men sollen. Im Folgenden soll untersucht werden, ob und
ggf. inwieweit der Zweck einer zuk�nftigen Stabilisierung
der Hçhe des Rundfunkbeitrags das Mittel gesetzgeberi-
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* Mehr �ber den Autor erfahren Sie auf S. VIII.
1 Die Bezeichnung der L�nderarbeitsgruppe lautet „Auftrag und Struktur-

optimierung der çffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten“. Zun�chst war
diskutiert worden, die Arbeitsgruppe „Beitragsstabilit�t“ zu nennen. Diese
Benennung wurde nachfolgend aber – mçglicherweise aus aufkommen-
dem Problembewusstsein – verworfen.

2 Vgl. Landtag Rheinland-Pfalz, Drucksache 17/1657 vom 21. 12. 2016
(Antwort auf Kleine Anfrage der AfD vom 22. 11. 2016).

3 Vgl N�nning, Beermann reloaded, Medienkorrespondenz vom 31. 3. 2016,
http://www.medienkorrespondenz.de/leitartikel/artikel/beermann-reloade
d.html; die rheinland-pf�lzische Medienstaatssekret�rin Heike Raab wird
insoweit in epd medien Nr. 39 vom 23. 9. 2016 auf S. 13 wie folgt wie-
dergegeben: „Auch die Anzahl der Wellen und Sender m�sse �berpr�ft
werden.“

4 BVerfG, 28. 2. 1961 – 2 BvG 1, 2/60, BVerfGE 12, 205, 261 f.; BVerfG,
16. 6. 1981 – 1 BvL 89/87, BVerfGE 57, 295, 320; BVerfG, 22. 2. 1994 –
1 BvL 30/88, BVerfGE 90, 60, 88; zuletzt BVerfG, 25. 3. 2014 – 1 BvF 1/
11, 1 BvF 4/11, BVerfGE 136, 9, 33 ff. m. w. N.

5 BVerfG, 16. 6. 1981 – 1 BvL 89/87, BVerfGE 57, 295, 320 f.; BVerfG,
4. 11. 1986 – 1 BvF 1/84, BVerfGE 73, 118, 152 f.

6 BVerfG, 5. 2. 1991 – 1 BvF 1/85, 1/88, BVerfGE 83, 238, 298; BVerfG,
11. 9. 2007 – 1 BvR 2270/05, 809, 830/06, BVerfGE 119, 181, 218.

7 BVerfG, 22. 2. 1994 – 1 BvL 30/88, BVerfGE 90, 60, 90, 99; BVerfG,
11. 9. 2007 – 1 BvR 2270/05, 809, 830/06, BVerfGE 119, 181, 218; Hahn/
Witte, in: Hahn/Vesting, Beck’scher Kommentar zum Rundfunkrecht,
3. Aufl. 2012, Pr�ambel RStV, Rn. 30.



scher Eingriffe in die (Programm-) Strukturen des çffent-
lich-rechtlichen Rundfunks verfassungsrechtlich rechtfer-
tigen kann.

II. Beitragsstabilit�t als medienpolitische
Zielsetzung

Anlass f�r die Einsetzung der L�nderarbeitsgruppe „Auf-
trag und Strukturoptimierung der çffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten“ waren Prognose�berlegungen der
Kommission zur �berpr�fung und Ermittlung des Finanz-
bedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) im Vorfeld ihres 20.
Berichts. In diesem 20. KEF-Bericht vom April 2016
wurde gem. § 3 Abs. 8 S. 4 Rundfunkfinanzierungsstaats-
vertrag (RFinStV) zwar die Absenkung des derzeitigen
Rundfunkbeitrags von 17,50 Euro um 30 Cent auf monat-
lich 17,20 Euro f�r die Zeit von 2017 bis 2020 empfohlen.8

Gleichwohl war bereits im Februar 2016 von der KEF
darauf hingewiesen worden, dass es in dem nachfolgenden
Zeitraum von 2021 bis 2024 u. a. auch durch den Wegfall
von Einmaleffekten zu erheblichen Beitragserhçhungen
auf mehr als 19 Euro kommen werde.9 Diese Einmaleffek-
te resultierten aus der gesetzlichen Umstellung der Abga-
benfinanzierung des çffentlich-rechtlichen Rundfunks von
der ger�teabh�ngigen Rundfunkgeb�hr auf den ger�teun-
abh�ngigen Rundfunkbeitrag.10 Der ab 2013 wirksam ge-
wordene Wechsel des Abgabentatbestands vom Bereithal-
ten eines Rundfunkempfangsger�ts zum Innehaben einer
Wohnung bzw. einer Betriebsst�tte f�hrte trotz Reduzie-
rung der Abgabenhçhe von 17,98 Euro auf 17,50 Euro ab
dem 1. 4. 2015 durch eine gleichm�ßigere Heranziehung
der Abgabepflichtigen nicht nur zu grçßerer Abgabenge-
rechtigkeit, sondern auch zu Mehreinnahmen, die den von
der KEF festgestellten Bedarf der çffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten deutlich �berstiegen. Diese nicht benç-
tigten Mehreinnahmen sind nach Empfehlung der KEF in
ihrem 19. Bericht11 von 2014 bis 2016 einer nicht f�r
Mehrausgaben zur Verf�gung stehenden R�cklage der
Rundfunkanstalten zugef�hrt worden. Seit 2017 kann die-
se R�cklage zur Deckung von Ausgaben verwendet wer-
den. Durch die Verf�gbarkeit dieser zus�tzlichen Mittel
konnte der Rundfunkbeitrag f�r die Zeit von 2017 bis 2020
unver�ndert bleiben. Ab 2021 f�hrt der Wegfall dieses
Einmaleffekts zusammen mit der j�hrlichen Teuerungsrate
nach der Prognose der KEF dann aber zu Mehrbedarfen,
die eine Erhçhung des Rundfunkbeitrags auf mehr als
19 Euro zur Folge haben m�ssten. Dies jedenfalls dann,
wenn den Berechnungen die derzeitigen Strukturen des
çffentlich-rechtlichen Rundfunks und das derzeitige Pro-
grammangebot zugrunde gelegt werden. An dieser Stelle
setzen die �berlegungen der Bundesl�nder mit dem Ziel
an, den Anstieg des Rundfunkbeitrags durch gesetzliche
Strukturver�nderungen beim çffentlich-rechtlichen Rund-
funk zu begrenzen bzw. zu stabilisieren.

Diese Zielsetzung geht offensichtlich von der Annahme
aus, dass sie unter Geltung des derzeitigen Rundfunkbei-
tragsrechts nicht zu realisieren ist. Die Richtigkeit dieser
Annahme ergibt sich sowohl aus den derzeitigen staats-
vertraglichen Regelungen als auch aus dem zugrundelie-
genden Verfassungsrecht.

III. Das derzeitige Beitragsfestsetzungsverfahren

1. Staatsvertragliche Regelungen

Die Festsetzung der Hçhe des Rundfunkbeitrags erfolgt
nach verfassungsrechtlich determinierten einfachgesetz-

lichen Vorgaben des Rundfunkstaatsvertrags (RStV) und
des RFinStV unter wesentlicher Mitwirkung des staats-
fernen Sachverst�ndigengremiums KEF in einem dreistu-
figen Verfahren.

Auf der ersten Stufe melden die çffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten gem. § 14 Abs. 1 RStV, § 1 RFinStV
im Abstand von jeweils zwei Jahren unter Vorlage geeig-
neter Zahlenwerke ihren f�r die Erf�llung ihres Auftrags
erforderlichen Finanzbedarf an die KEF.

Auf der Grundlage dieser Bedarfsanmeldung pr�ft die
KEF auf der zweiten Stufe den Finanzbedarf gem. § 14
Abs. 1 RStV unter Beachtung der Grunds�tze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit, einschließlich der damit
verbundenen Rationalisierungspotentiale. Hierbei zu be-
achtende Kriterien sind gem. § 14 Abs. 2 RStV u. a. die
wettbewerbsf�hige Fortf�hrung der bestehenden Rund-
funkprogramme (bestandsbezogener Bedarf), nach Landes-
recht zul�ssige neue Rundfunkprogramme (Entwicklungs-
bedarf) sowie die allgemeine Kostenentwicklung und die
besondere Kostenentwicklung im Medienbereich, die Ent-
wicklung der Beitragsertr�ge, der Werbeertr�ge und der
sonstigen Ertr�ge.

Bei ihrer Pr�fung hat die KEF gem. § 3 Abs. 1 RFinStV die
Programmautonomie der Rundfunkanstalten zu beachten
und ihre Pr�fung darauf zu beschr�nken, ob sich die Pro-
grammentscheidungen der Rundfunkanstalten im Rahmen
des rechtlich umgrenzten Rundfunkauftrags halten und ob
der aus ihnen abgeleitete Finanzbedarf zutreffend und im
Einklang mit den Grunds�tzen von Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit sowie unter Ber�cksichtigung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung und der Entwicklung der
Haushalte der çffentlichen Hand ermittelt worden ist.
Das Ergebnis der Pr�fung wird gem. § 3 Abs. 8 RFinStV
den Landesregierungen in Berichtsform zugeleitet. Der
Bericht enth�lt insbesondere auch eine Stellungnahme da-
r�ber, ob und ggf. in welcher Hçhe und zu welchem Zeit-
punkt eine Beitragsanpassung notwendig ist.

Auf der dritten Stufe folgt gem. § 14 Abs. 5 RStV die
eigentliche Beitragsfestsetzung durch L�nderstaatsvertrag.
Dies geschieht regelm�ßig im Rahmen von Rundfunk�n-
derungsstaatsvertr�gen, deren Regelungen nachfolgend
durch Ratifizierung in allen Landesparlamenten Allge-
meinverbindlichkeit erlangen. Abweichungen von der
KEF-Empfehlung sind hierbei gem. § 7 Abs. 2 S. 2
RFinStV zwar grunds�tzlich mçglich, verfassungsrecht-
lich aber eng limitiert. Die derzeitige Beitragshçhe von
17,50 Euro ist in § 8 RFinStV fixiert.

Die Betonung von Bestand, Entwicklung und Programm-
autonomie des çffentlich-rechtlichen Rundfunks in den
staatsvertraglichen Vorschriften �ber die Ermittlung und
Festsetzung des Rundfunkbeitrags zeigt, dass eine medien-
politische Zielsetzung zur Beitragsbegrenzung durch Re-
duzierung çffentlich-rechtlicher Programme und Anstalten
unter diesem Regelungsregime nur im Falle zielad�quater
Abweichungsmçglichkeiten von der Beitragsempfehlung
der KEF oder durch gravierende Ver�nderung der beste-
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8 Abrufbar unter http://www.kef-online.de/inhalte/bericht20/20_KEF-Be
richt.pdf, S. 302; Die L�nder sind dieser Empfehlung im Rahmen des
19. Rundfunk�nderungsstaatsvertrags vom 1. 10. 2016/1. 1. 2017 jedoch
nicht gefolgt, so dass der Rundfunkbeitrag unver�ndert 17,50 Euro be-
tr�gt. Gegen�ber der KEF-Empfehlung �berschießende Ertr�ge werden im
Rahmen entsprechender Selbstverpflichtungserkl�rungen von den Rund-
funkanstalten als R�cklagen verbucht.

9 Vgl. hierzu im Einzelnen N�nning (Fn. 3).
10 Vgl. hierzu Bosman, K&R, 2014, 5 ff.
11 http://www.kef-online.de/inhalte/bericht19/kef__19bericht.pdf, S. 202.



henden einfachgesetzlichen Regelungen – etwa unter
einem medienpolitischen Agendapunkt „Modernisierung
des KEF-Verfahrens“ – mçglich w�re.

Beide Handlungsoptionen sind jedoch verfassungsrecht-
lich weitgehend limitiert. In dem bestehenden staatsver-
traglichen System der Beitragsfestsetzung kçnnte das me-
dienpolitische Ziel einer abstrakten, von der funktionsge-
rechten Finanzierung des çffentlich-rechtlichen Rund-
funks losgelçsten Beitragsstabilit�t weder von der Exeku-
tive regelungsimmanent verfolgt noch kçnnte das System
der Beitragsfestsetzung in diesem Sinne legislativ ver�n-
dert werden.

2. Verfassungsrechtliche Determinanten des Beitrags-
festsetzungsverfahrens

Die dargestellte dreistufige einfachgesetzliche Ausgestal-
tung des Beitragsermittlungs- und -festsetzungsverfahrens
folgt bindenden Vorgaben der Rechtsprechung des
BVerfG. Durch die beiden Rundfunkgeb�hrenurteile vom
22. 2. 199412 und vom 11. 9. 200713 sind dem Rundfunk-
gesetzgeber zwei wesentliche, aus der Rundfunkfreiheit
des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG abgeleitete und damit einfachge-
setzlich nicht disponible Vorgaben f�r die Ausgestaltung
des Verfahrens gemacht worden: Die Gew�hrleistung ei-
ner funktionsgerechten Finanzierung und die Sicherung
des Programms vor staatlicher Einflussnahme.14

Eine in diesem Sinne verfassungsrechtlich unzul�ssige
staatliche Einflussnahme w�rde es bedeuten, wenn es den
L�nderexekutiven gestattet w�re, von KEF-Empfehlungen
durch Staatsvertrag in einem Umfang nach unten abzuwei-
chen, der die Rundfunkanstalten dem Zwang aussetzte,
quasi „freiwillig“ Strukturver�nderungen an Programmen
oder Organisation vorzunehmen. Die Verfassungsrecht-
sprechung hat einer solch mçglichen Intention enge bis
engste Grenzen gesetzt.

Diese Grenzen sind insbesondere in dem 2. Rundfunkfi-
nanzierungsurteil des BVerfG vom 11. 9. 2007 deutlich
markiert worden. Hiernach kçnnen f�r Abweichungen
des Gesetzgebers von dem Vorschlag der KEF nur Gr�nde
in Betracht kommen, die „vor der Rundfunkfreiheit Be-
stand haben“.15 Dies sind im Wesentlichen Gr�nde, die in
der Sicherung des Informationszugangs und in der ange-
messenen Belastung der Abgabenzahler bestehen.16 Wei-
tergehende programmliche oder medienpolitische Zwecke
scheiden in diesem Zusammenhang aus, da ansonsten das
illegitime Ziel verfolgt werden kçnnte, die Konkurrenzf�-
higkeit des çffentlich-rechtlichen Rundfunks im Verh�lt-
nis zum privaten Rundfunk zu verringern oder auf die Art
der Programmgestaltung oder den Inhalt einzelner Pro-
gramme Einfluss zu nehmen.17 Insbesondere darf eine
gesetzliche Entscheidung �ber Zeitpunkt, Umfang oder
Geltungsdauer der Abgabenfestsetzung nicht zu Zwecken
der Programmlenkung oder der Medienpolitik benutzt
werden.18 Programmleitende oder medienpolitische Ent-
scheidungen sind dem Gesetzgeber danach zwar nicht
generell versagt, hierzu ist er jedoch auf die allgemeine
Rundfunkgesetzgebung verwiesen.19

Nach alledem w�ren im Rahmen des Beitragsfestsetzungs-
verfahrens staatsvertragliche Abweichungen von dem
Vorschlag der KEF im Wesentlichen nur aus Gr�nden
der Sicherung des Informationszugangs und in der ange-
messenen Belastung der Abgabenzahler zul�ssig. Eine
mçgliche k�nftige Erhçhung des Rundfunkbeitrags auf
19 bis 20 Euro w�rde angesichts weitreichender Erm�ßi-

gungs- und Befreiungsmçglichkeiten gem. § 4 Rundfunk-
beitragsstaatsvertrag (RBStV) weder prohibitiv auf den
Informationszugang der Bevçlkerung wirken20 noch ver-
fassungsrechtliche Belastungsgrenzen tangieren. Auch ein
entsprechend erhçhter Rundfunkbeitrag f�r t�glich
24-st�ndige Information, Bildung und Unterhaltung in
Fernsehen, Hçrfunk und Telemedien des çffentlich-recht-
lichen Rundfunks w�rde kaum den Gegenwert zweier
Kinokarten und nicht ann�hernd den Gegenwert eines
Monatsabonnements einer Tageszeitung erreichen. Staats-
vertragliche Aktivit�ten im Sinne der Aufgabenstellung
der Arbeitsgruppe „Auftrag und Strukturoptimierung der
çffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten“ kçnnten sich
damit aus Gr�nden des Rundfunkverfassungsrechts nicht
des Beitragsfestsetzungsverfahrens als Hebel bedienen.

Wie bereits dargestellt, ist es dem Rundfunkgesetzgeber
jedoch nicht generell verwehrt, programmlenkende oder
medienpolitische Entscheidungen zu treffen. Er hat sich
hierf�r jedoch nicht des Rundfunkbeitragsrechts, sondern
der allgemeinen Rundfunkgesetzgebung zu bedienen. Soll
dies geschehen, bedarf wiederum das Rundfunkverfas-
sungsrecht besonderer Beachtung.

IV. Verfassungsrechtliche Ausgangslage

�ber den jeweiligen konkreten Entscheidungsgegenstand
hinaus ist wesentliche Essenz der Rundfunkrechtspre-
chung des BVerfG, dass die in Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG
gew�hrleistete Freiheit des Rundfunks – insoweit singul�r
unter den grundgesetzlichen Freiheitsgew�hrleistungen –
prim�r eine der Freiheit der Meinungsbildung dienende
Freiheit ist,21 bei der sich subjektiv- und objektivrechtliche
Elemente gegenseitig durchdringen und st�tzen. Causa f�r
diese verfassungsrechtliche Konzeption der Rundfunkfrei-
heit ist die besondere Funktion des Rundfunks als Medium
und Faktor der freien individuellen und çffentlichen Mei-
nungsbildung22 und die hierbei zur Entfaltung gelangen-
den spezifischen Wirkmechanismen des Mediums Rund-
funk, Breitenwirkung, Aktualit�t und Suggestivkraft.23

Aus diesem spezifischen verfassungsrechtlichen Befund
leitet sich zun�chst das Erfordernis der Freiheit des Rund-
funks vor staatlicher Beherrschung und Einflussnahme ab
(1.). Dar�ber hinaus bedarf es jedoch zus�tzlich einer
positiven Ordnung, welche sicherstellt, dass die Vielfalt
der bestehenden Meinungen im Rundfunk in mçglichster
Breite und Vollst�ndigkeit Ausdruck findet (2.). Schließ-
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12 BVerfG, 22. 2. 1994 – 1 BvL 30/88, BVerfGE 90, 60, 60 ff.
13 BVerfG, 11. 9. 2007 – 1 BvR 2270/05, 809, 830/06, BVerfGE 119, 181 ff.
14 Libertus, in: Hahn/Vesting (Fn. 7), § 14 Rn. 21.
15 BVerfG, 11. 9. 2007 – 1 BvR 2270/05, 809, 830/06, BVerfGE 119, 181,

223 f.
16 BVerfG, 22. 2. 1994 – 1 BvL 30/88, BVerfGE 90, 60, 90, 103 f.; BVerfG,

11. 9. 2007 – 1 BvR 2270/05, 809, 830/06, BVerfGE 119, 181, 224.
17 BVerfG, 11. 9. 2007 – 1 BvR 2270/05, 809, 830/06, BVerfGE 119, 181,

221; BVerfG, 24. 3. 1987 – 1 BvR 147, 478/86, BVerfGE 74, 297, 342.
18 BVerfG, 22. 2. 1994 – 1 BvL 30/88, BVerfGE 90, 60, 90, 93 f.
19 BVerfG, 11. 9. 2007 – 1 BvR 2270/05, 809, 830/06, BVerfGE 119, 181,

221.
20 Laut Jahresbericht 2015, S. 26 des Beitragsservice sind rd. 2,86 Mio.

Beitragszahler �berwiegend aus sozialen Gr�nden von der Verpflichtung
zur Zahlung des Rundfunkbeitrags vollst�ndig befreit. Rd. 482 000 zahlen
lediglich einen erm�ßigten Beitrag, abrufbar unter https://www.rundfunk
beitrag.de/e175/e4730/Jahresbericht__2015.pdf.

21 BVerfG, 16. 6. 1981 – 1 BvL 89/87, BVerfGE 57, 295, 320; BVerfG,
24. 3. 1987 – 1 BvR 147, 478/86, BVerfGE 74, 297, 323 f.; zuletzt BVerfG
25. 3. 2014 – 1 BvF 1, 4/11, BVerfGE 136, 9, 28; kritisch Degenhart, in:
Kahl/Waldhoff/Walter, BK-GG, Art. 5 Abs. 1 und 2 GG, 2004, Rn. 644 ff.

22 BVerfG, 28. 2. 1961 – 2 BvG 1, 2/60, BVerfGE 12, 205, 260; BVerfG,
24. 3. 1987 – 1 BvR 147, 478/86, BVerfGE 74, 297, 323.

23 BVerfG, 11. 9. 2007 – 1 BvR 2270/05, 809, 830/06, BVerfGE 119, 118,
214 f.; BVerfG, 22. 2. 1994 – 1 BvL 30/88, BVerfGE 90, 60, 87.



lich obliegt dem Gesetzgeber die Verpflichtung, dies auf
materieller, organisatorischer und Verfahrensebene sicher-
zustellen (3.).

1. Staatsfreiheit des Rundfunks

Die fundamentale Bedeutung des Rundfunks f�r den frei-
heitlichen Meinungs- und Willensbildungsprozess ver-
langt zun�chst, dass sich dieser Prozess weitgehend unbe-
einflusst von staatlicher Einflussnahme vollzieht. So darf
zun�chst der Staat selbst nicht als Rundfunkbetreiber auf-
treten.24 Es ist dem staatlichen Gesetzgeber deshalb ver-
sagt, Regelungen zu treffen, die zulassen, dass der Staat
unmittelbar oder mittelbar ein Unternehmen beherrscht,
das Rundfunksendungen veranstaltet. Auch wenn er als
Garant einer umfassend zu verstehenden Rundfunkfreiheit
fungiert, besteht die Gefahr, die Rundfunkfreiheit auch
politischen Interessen unterzuordnen. Deshalb gilt der Ab-
wehr staatlicher Kontrolle der Berichterstattung von jeher
ein wesentliches Anwendungsfeld der Kommunikations-
grundrechte. Die Garantie der Rundfunkfreiheit gegen�ber
dem Staat erschçpft sich aber nicht in einem reinen Beherr-
schungsverbot. Vielmehr soll jede politische Instrumenta-
lisierung des Rundfunks ausgeschlossen werden. Der
Grundsatz der Staatsfreiheit des Rundfunks bezieht sich
daher nicht nur auf die manifesten Gefahren unmittelbarer
Lenkung oder Maßregelung des Rundfunks; es sollen auch
weitergehend alle mittelbaren und subtilen Einflussnah-
men des Staates verhindert werden.25

2. Meinungsvielfalt und Grundversorgungsauftrag
des çffentlich-rechtlichen Rundfunks

Neben dem Grundsatz der Staatsfreiheit stellen Vorgaben
des BVerfG zur Sicherung von Meinungsvielfalt im Rund-
funk eine der wesentlichen Konstanten seiner Rechtspre-
chung dar. Bereits vor Etablierung der dualen Rundfunk-
ordnung in den 1980er Jahren wurde der damals allein
existierende çffentlich-rechtliche Rundfunk auf inhalt-
lichen und organisatorischen Pluralismus verpflichtet.
Schon in seinem ersten Fernsehurteil forderte das BVerfG,
die – çffentlich-rechtlichen – Veranstalter von Rundfunk-
darbietungen m�ssten so organisiert werden, dass alle in
Betracht kommenden Kr�fte in ihren Organen Einfluss
haben und im Gesamtprogramm zu Wort kommen kçnnen,
und dass f�r den Inhalt des Gesamtprogramms Leitgrund-
s�tze verbindlich sind, die ein Mindestmaß von inhaltlicher
Ausgewogenheit, Sachlichkeit und gegenseitiger Achtung
gew�hrleisten.26 Zur Begr�ndung wurde auf eine „Sonder-
situation“ des Rundfunks, ausgelçst durch Frequenzman-
gel und hohen finanziellen Aufwand, abgestellt. Diese
Pluralismusanforderungen wurden in Zeiten der dualen
Rundfunkordnung nicht nur intensiviert, sie waren f�r
das BVerfG auch der zentrale Ansatzpunkt bei der Festle-
gung der Existenzbedingungen der beiden Teilsysteme
çffentlich-rechtlicher und privater Rundfunk. Zur Begr�n-
dung wurde und wird nicht mehr auf die vormalige „Son-
dersituation“, sondern auf die spezifischen Wirkmecha-
nismen des Mediums Rundfunk, Breitenwirkung, Aktuali-
t�t und Suggestivkraft, abgestellt.27 War die Verfassungs-
rechtsprechung zun�chst noch auf ein Pluralismusmodell
fixiert, das von beiden Teilsystemen einen gleich hohen
programmlichen Vielfaltsstandard verlangte,28 so wurde
diese Maßgabe bereits nach kurzer Zeit zugunsten des
privaten Rundfunks abgemildert. Die durch den Rund-
funkgesetzgeber vorgegebene Finanzierung des privaten
Rundfunks prim�r durch Werbung29 setzte eine quasi na-

turgesetzlich wirkende Kausalkette zulasten des Pluralis-
mus im privaten Rundfunk in Gang. Werbefinanzierung
kann n�mlich nur dann effektiv, d. h. ertragsstark sein,
wenn Werbebotschaften eine mçglichst große Reichweite
im Publikum erzielen; Voraussetzung f�r diese große
Reichweite ist, dass die Werbebotschaften in ein massenat-
traktives Gesamtprogramm eingebunden werden. Ein mas-
senattraktives Gesamtprogramm muss aber begriffsnot-
wendig all jene Programmgenres vernachl�ssigen, die nur
f�r Zuschauerminderheiten von Interesse sind. Hierdurch
entstehen strukturelle Vielfaltsdefizite. Diese strukturellen
Vielfaltsdefizite des privaten Rundfunks sind f�r das
BVerfG in gewissem Umfang tolerabel, soweit und solan-
ge der çffentlich-rechtliche Rundfunk die rundfunkm�ßige
Grundversorgung30 gew�hrleistet und damit die gesamte
duale Rundfunkordnung quasi mit einem „Vielfaltstep-
pich“ unterlegt. Inhaltlich besteht die Grundversorgung
in einem Programmangebot f�r die Gesamtheit der Bevçl-
kerung, das so umfassend und in der gesamten Breite des
klassischen Rundfunkauftrags informiert, dass Meinungs-
vielfalt in der verfassungsrechtlich gebotenen Weise her-
gestellt wird.31 Der klassische Rundfunkauftrag in diesem
Sinne umfasst neben seiner Rolle f�r die Meinungs- und
politische Willensbildung, neben Unterhaltung und �ber
laufende Berichterstattung hinausgehender Information
auch seine kulturelle Verantwortung.32 F�r die Wahrneh-
mung dieser Funktion wird der çffentlich-rechtliche Rund-
funk mit einer Bestands- und Entwicklungsgarantie und
einer fortdauernden Legitimation seiner Finanzierung
durch Rundfunkgeb�hren bzw. Rundfunkbeitr�ge im Sin-
ne einer Finanzgew�hrleitungsgarantie versehen.33

Inhaltlich handelt es sich bei der Grundversorgung um eine
nicht auf einen status quo limitierte, sondern dynamisch zu
verstehende Aufgabe.34 Diese Aufgabe passt sich ihrem
Inhalt und ihrem Umfang nach wandelnden technischen
und programmlichen Bed�rfnissen, basierend auf den je-
weils aktuellen tats�chlichen Gegebenheiten der Mei-
nungs- und politischen Willensbildung, an. Solchen Wan-
del mit- und nachzuvollziehen, ist unter dem Aspekt der
Grundversorgung in technischer Hinsicht sowie im Hin-
blick auf Programmstrukturen Aufgabe des çffentlich-
rechtlichen Rundfunks und seiner normativen Ausgestal-
tung.

3. Staatliche Verpflichtung zur Ausgestaltung einer
„positiven Ordnung“ des Rundfunks

Die rechtliche Ausgestaltung der nationalen Rundfunkord-
nung im Sinne einer „positiven Ordnung“35 ist verfas-
sungsrechtliche Verpflichtung des Staates. Sie unterliegt
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24 BVerfG, 28. 2. 1961 – 2 BvG 1, 2/60, BVerfGE 12, 205, 263; BVerfG,
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31 BVerfG 5. 2. 1991 – 1BvF1/85, 1/88, BVerfGE 83, 238, 298.
32 BVerfG, 4. 11. 1986 – 1 BvF 1/84, BVerfGE 73, 118, 158.
33 BVerfG, 4. 11. 1986 – 1 BvF 1/84, BVerfGE 73, 118, 158; BVerfG, 5. 2.

1991 – 1BvF1/85, 1/88, BVerfGE 83, 238, 298; Degenhart (Fn. 21),
Rn. 640 m. w. N.

34 Libertus (Fn. 30), S. 76 m. w. N.; Niepalla (Fn. 30), S. 119 m. w. N.
35 BVerfG, 16. 6. 1981 – 1 BvL 89/87, BVerfGE 57, 295, 320 f.



dem Vorbehalt des Gesetzes. Es handelt sich um wesent-
liche Entscheidungen im grundrechtsrelevanten Bereich,
die – abgesehen von der sachlichen Bedeutung des Rund-
funks f�r das individuelle und çffentliche Leben – wesent-
lich f�r die Verwirklichung von Grundrechten sind.36

Auch Struktur und Programmt�tigkeit des çffentlich-recht-
lichen Rundfunks unterliegen damit dem Vorbehalt ge-
setzlicher Ausgestaltung. Hinzu kommt, dass die Bun-
desrepublik auf europ�ischer Ebene zur Beilegung eines
Konflikts mit der Kommission um die Anwendung euro-
p�ischen Beihilferechts auf die deutsche Rundfunkfinan-
zierung verbindliche Zusagen zur landesgesetzlichen Pr�-
zisierung des Auftrags des çffentlich-rechtlichen Rund-
funks gemacht hat.37

Inhalt und Reichweite dieser gesetzgeberischen Ausgestal-
tungsbefugnis und -verpflichtung sind allerdings durch die
Rechtsprechung des BVerfG zur Rundfunkfreiheit des
Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG konditioniert. Das Recht zur Ausge-
staltung berechtigt nicht zur Beschr�nkung des Grund-
rechts.38

4. Inhalt und Grenzen staatlicher Ausgestaltungs-
befugnis

Grundgesetzlicher staatlicher Ausgestaltungsauftrag und
seine gleichzeitige grundrechtliche Limitierung bilden den
Kern des vorliegenden Problems um eine mçgliche Berech-
tigung des Gesetzgebers, strukturelle und programmliche
Reduzierungen des çffentlich-rechtlichen Rundfunks mit
dem Ziel der Beitragsstabilit�t zu verfolgen. Wie schon
gezeigt, l�sst sich das vorhandene beitragsrechtliche Instru-
mentarium wegen seiner strengen verfassungsrechtlichen
Bindung hierf�r nicht aktivieren. Es bliebe damit nur der
Weg der allgemeinen Rundfunkgesetzgebung. Diese ist
ihrerseits jedoch wiederum an die verfassungsrechtliche
Verpflichtung gebunden, im Rahmen der bestehenden dua-
len Rundfunkordnung die Grundversorgung durch den çf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk zu gew�hrleisten. Eine kos-
tensenkungsrelevante Reduzierung der Strukturen und Pro-
gramme w�re damit nur mçglich, wenn sich der Grundver-
sorgungsauftrag des çffentlich-rechtlichen Rundfunks ver-
fassungskonform reduzieren ließe.

Vorgreiflich f�r die Beantwortung dieser Frage ist zu-
n�chst, in wessen Kompetenz konkrete Entscheidungen
�ber Inhalt und Umfang des Grundversorgungsauftrags
fallen und welche Kriterien hierf�r maßgeblich sind. In
der Literatur reichen die Stimmen von der Annahme einer
Alleinverantwortung der Rundfunkanstalten39 �ber eine
„Einsch�tzungspr�rogative“ der pluralistisch besetzten
Anstaltsorgane,40 ggf. im kondominialen Zusammenwir-
ken mit staatlicher Entscheidungskompetenz41 bis hin zur
Propagierung einer staatlich-gesetzgeberischen Alleinent-
scheidungskompetenz.42 Die genannten Betrachtungen er-
gingen allerdings s�mtlich unter dem zeitlichen und the-
matischen Eindruck der Rechtsprechung des BVerfG zu
den Funktionsbedingungen einer dualen Rundfunkord-
nung Mitte der 80er Jahre des vorigen Jahrhunderts und
waren auf die Frage fokussiert, ob und ggf. wie eine evtl.
unter Berufung auf den Grundversorgungsauftrag rekla-
mierte Ausweitung der Anzahl çffentlich-rechtlicher Pro-
gramme limitiert werden kçnnte. Kein Gegenstand der
Betrachtungen war dagegen die Frage der Kompetenz f�r
eine strukturelle Reduzierung çffentlich-rechtlicher An-
stalten und ihrer Programme.

F�r die Beantwortung dieser Frage liefert die letzte grund-
legende Rundfunkentscheidung des BVerfG zu den Auf-

sichtsgremien der çffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten maßgebliche Hinweise.43 �ber den eigentlichen Ent-
scheidungsgegenstand – Bestimmung des zul�ssigen An-
teils von Staatsvertretern in den Aufsichtsgremien – hin-
aus, lassen sich dieser Rechtsprechung konkrete Aussagen
zum staatlichen Ausgestaltungsauftrag einerseits und sei-
ner grundrechtlichen Limitierung andererseits entnehmen.
Danach ist es zwar Aufgabe des Gesetzgebers, die von
Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG geforderte Verpflichtung des çffent-
lich-rechtlichen Rundfunks auf Sicherung der Vielfalt und
Wahrung der Staatsferne organisatorisch auszugestalten.
Dieser Aufgabe kommt er durch die Schaffung von An-
stalten mit binnenpluraler Struktur und die sachgerechte,
der gesellschaftlichen Vielfalt Rechnung tragende Bestim-
mung und Gewichtung der in den anstaltsinternen Kon-
trollgremien zu ber�cksichtigenden Kr�fte sowie der Si-
cherstellung eines effektiven Einflusses auf die Wahrneh-
mung des Rundfunkauftrags durch diejenigen Organe, in
denen diese vertreten sind, nach.44 Die anstaltsinternen
Aufsichtsgremien ihrerseits sind dann aber maßgeblich
„f�r die rundfunkpolitischen Grundentscheidungen und
damit auch f�r die Leitlinien der Programmgestaltung.“45

Staatliche Strukturverantwortung hat demgegen�ber die
Rahmenbedingungen f�r die Erf�llung des Funktionsauf-
trags des çffentlich-rechtlichen Rundfunks durch rund-
funkgesetzliche Regelungen �ber die Organisation, die
Bestimmung, wer anstaltsintern dazu berufen ist, das Pro-
gramm zu gestalten, welche Programmgrunds�tze gelten
und wie Pluralit�t zu gew�hrleisten ist, zu schaffen.46 Der
Staat hat den çffentlich-rechtlichen Rundfunk zwar in
diesem Sinne zu organisieren, er hat dabei aber Sorge zu
tragen, dass die Gestaltung des Programms und dessen
konkrete Inhalte nicht in die allgemeine staatliche Auf-
gabenwahrnehmung eingebunden und als deren Teil aus-
gestaltet sind. Der Staat tr�gt danach lediglich eine Struk-
turverantwortung und ist auf diese begrenzt. „Sie ist nicht
Teil oder Vorstufe inhaltlicher Vollverantwortung, son-
dern einer staatlichen Verantwortung f�r das konkrete
Programm entgegengesetzt.“47

Diese Rechtsprechung zieht damit eine klare verfassungs-
rechtliche Trennlinie zwischen staatlicher Strukturverant-
wortung einerseits und anstaltlicher Programmverantwor-
tung andererseits, die bei medienpolitischen �berlegungen
zur Reduzierung çffentlich-rechtlicher Programme und
einer Reduzierung der Anzahl çffentlich-rechtlicher Rund-
funkveranstalter maßgeblich zu beachten ist.

V. Reduzierung der Anzahl çffentlich-rechtlicher
Rundfunkanstalten

Eine Reduzierung der Anzahl çffentlich-rechtlicher Rund-
funkanstalten ist sowohl durch Fusion als auch durch
ersatzlose Streichung bestehender Anstalten denkbar. Ent-
sprechende gesetzliche Umsetzungen w�rden nicht bereits
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an der verfassungsrechtlichen Bestandsgarantie48 des çf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks scheitern. Hiernach ist
zwar der Bestand des çffentlich-rechtlichen Rundfunks
als Institution, nicht aber der Bestand der einzelnen Anstalt
verfassungsrechtlich gew�hrleistet.49 Zu beachten ist je-
doch, dass der gesetzliche Ausgestaltungsauftrag das Ziel
einer Optimierung der Rundfunkfreiheit haben muss, eine
Reduzierung von Anstalten also jedenfalls zumindest
keine Verschlechterung der organisatorischen und pro-
grammlichen Rahmenbedingungen der Rundfunkt�tigkeit
nach sich ziehen darf.50 Das heißt konkret, eine gesetzliche
Reduzierung von Anstalten d�rfte von Verfassungs wegen
nicht zu einer Verminderung grundversorgungsrelevanter
Programme f�hren. W�rden also z. B. einzelne L�nder-
anstalten fusioniert oder g�nzlich entfallen, m�sste auch
der jeweils landesbezogene programmliche status quo ante
gleichwertig aufrechterhalten bleiben.51 W�rden Rund-
funkanstalten mit bundesweitem Programmauftrag (ZDF,
Deutschlandradio) zur Disposition gestellt, m�sste deren
spezifische bundesweite programmliche Ausrichtung an
anderer Stelle zumindest gleichwertig angesiedelt werden.

VI. Reduzierung der Anzahl çffentlich-recht-
licher Rundfunkprogramme

Eine gesetzliche Reduzierung der Anzahl çffentlich-recht-
licher Programme, etwa durch einen l�nderstaatsvertrag-
lichen Eingriff in die §§ 11 lit. b und 11 lit. c RStV, w�rde
nur dann den verfassungsrechtlichen Rahmen staatlicher
Ausgestaltungskompetenz der Rundfunkfreiheit einhalten,
wenn hierdurch die verfassungsrechtlich zu gew�hrleis-
tende programmliche Grundversorgung zumindest nicht
geschm�lert w�rde. Wie dargestellt, darf staatliche Aus-
gestaltung des Rundfunks nur das Ziel und den Zweck
verfolgen, die Freiheit des Rundfunks zu optimieren und
den daf�r erforderlichen gesetzlichen Rahmen im Sinne
einer positiven Ordnung zu geben. Im Zentrum dieser
positiven Ordnung steht die Gew�hrleistung der Grund-
versorgung. Die Bestimmung von programmlichem Inhalt
und Umfang dieser Grundversorgung ist staatlicher Ent-
scheidung dagegen entzogen; sie liegt in der Kompetenz
der die Rundfunkfreiheit aus�benden çffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten. Eine allein auf die staatliche
Ausgestaltungsbefugnis gest�tzte gesetzgeberische Ent-
scheidung, çffentlich-rechtliche Rundfunkprogramme zu
reduzieren, w�re damit verfassungsrechtlich unzul�ssig. In
diesem Sinne hat das BVerfG bereits im Jahr 1987 ent-
schieden, als es im Zusammenhang mit einer entsprechen-
den Regelung des Landesmediengesetzes Baden-W�rt-
temberg feststellte, die verfassungsrechtliche Gew�hrleis-
tung der Rundfunkfreiheit verwehre es dem Gesetzgeber
prinzipiell, die Veranstaltung bestimmter çffentlich-recht-
licher Rundfunkprogramme zu untersagen.52

Programmliche Anpassungen, und damit grunds�tzlich
auch Reduzierungen der Anzahl çffentlich-rechtlicher Pro-
gramme, bed�rfen also neben einer formalen gesetzgebe-
rischen Ausgestaltungshandlung in materieller Hinsicht
zus�tzlich einer allein an der Aufgabe der Grundversor-
gung ausgerichteten Bewertung und Entscheidung der be-
troffenen Rundfunkanstalten. Eine solche Bewertung und
Entscheidung obliegt im Außenverh�ltnis gegen�ber dem
Gesetzgeber den allein außenvertretungsberechtigten In-
tendantinnen bzw. Intendanten; diese haben sich jedoch
maßgeblich auf die Meinungsbildung der plural aus Ver-
tretern gesellschaftlich relevanter Gruppen zusammenge-
setzten internen Aufsichts- und Kontrollgremien zu st�t-
zen. Letztlich sind damit die gesellschaftlich-plural zu-

sammengesetzten Gremien berufen, im Sinne einer Ein-
sch�tzungspr�rogative zu beurteilen, welche Programme
in welchem Umfang zu veranstalten sind, um dem verfas-
sungsrechtlich verbindlichen Grundversorgungsauftrag zu
entsprechen. Nur und erst auf der Grundlage einer solchen
anstaltlichen Bewertung und Entscheidung ist ein staat-
licher Ausgestaltungsakt durch rundfunkgesetzliche Rege-
lung verfassungsgem�ß.

Praktisches Beispiel f�r ein in diesem Sinne funktionie-
rendes Zusammenwirken zwischen Rundfunkanstalten
und Gesetzgeber ist die im Jahr 2016 im 19. R�StV vor-
genommene Abschaffung der beiden çffentlich-rechtli-
chen Digitalfernsehprogramme „ZDFkulturkanal“ und
„EinsPlus“ (ARD). Durch gesetzliche Anpassung des
RStV wurden die Wissens- bzw. Kulturprogramme von
ARD und ZDF aus der Liste der gesetzlich beauftragten
Programme in § 11 lit. a RStV herausgenommen. Dies ge-
schah jedoch auf der Grundlage einer korrespondierenden
Entscheidung der betroffenen Rundfunkanstalten nach ge-
nauer Pr�fung und Abw�gung der Grundversorgungsrele-
vanz in den zust�ndigen pluralen Gremien. Materieller
Hintergrund f�r die anstaltlichen Entscheidungen waren
insbesondere die eher geringe Zuschauerakzeptanz und
h�ufige Redundanz beider Programme. Soweit hierdurch
dennoch eine tendenziell negative Grundversorgungsbi-
lanz h�tte entstehen kçnnen, wurde dies durch die gleich-
zeitige gesetzliche Beauftragung von ARD und ZDF zur
Veranstaltung eines gemeinsamen onlinebasierten Jugend-
angebots gem. § 11 lit. g RStV ausgeglichen, dessen in-
haltliche Konzeption wiederum von den Rundfunkanstal-
ten konzipiert und auf die medialen Bed�rfnisse einer
jungen Nutzergruppe ausgerichtet wurde.

VII. Fazit

Maßgebliches verfassungsrechtliches Kriterium f�r die
Zul�ssigkeit einer gesetzlichen Reduzierung çffent-
lich-rechtlicher Rundfunkanstalten oder çffentlich-recht-
licher Rundfunkprogramme ist und bleibt allein die danach
verbleibende Grundversorgungsbilanz. Sie wird durch jede
Programmreduzierung tendenziell verschlechtert, es sei
denn, es erfolgt eine anderweitige und im Ergebnis min-
destens gleichwertige programmliche Kompensation. Die
Beurteilung hier�ber obliegt den betroffenen Rundfunk-
anstalten, insbesondere deren gesellschaftlich-plural zu-
sammengesetzten Gremien. Staatliche Gesetzgebung ist
insoweit allein dazu berufen, den verfassungsrechtlich er-
forderlichen Ausgestaltungsakt vorzunehmen.

Deshalb w�ren Bestrebungen des Gesetzgebers, Pro-
grammreduzierungen als Hebel f�r die Herbeif�hrung me-
dienpolitisch intendierter „Beitragsstabilit�t“ einzusetzen,
verfassungsrechtlich ausgeschlossen. Vielmehr obliegt
dem Gesetzgeber eine Finanzgew�hrleistungspflicht, die
dem çffentlich-rechtlichen Rundfunk die Wahrnehmung
seiner Funktion ermçglicht und seine Programmautonomie
nicht gef�hrdet.53
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Dieses Ergebnis bedeutet jedoch nicht, dass der Rundfunk-
gesetzgeber generell gehindert w�re, anderweitige kosten-
optimierende Regelungen f�r den çffentlich-rechtlichen
Rundfunk zu treffen. Denkbar w�re etwa die gesetzliche

Absicherung vermehrter wirtschaftlicher Kooperations-
mçglichkeiten der çffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten, z. B. durch Ausschluss bestehender kartell- und steu-
errechtlicher Hindernisse und Risiken.

Dipl.-Jur. Anna K. Bernzen, LL.B., Mannheim und Dr. Frank Br�utigam, Karlsruhe*

Chance statt Risiko: das Gesetz zur Erweiterung
der Mediençffentlichkeit in Gerichtsverfahren

Das Verh�ltnis zwischen Justiz und Medien ist seit langem
spannungsgeladen. Immer wieder besch�ftigte es im letz-
ten halben Jahrhundert nicht nur die Beteiligten, sondern
auch den Gesetzgeber und die Fachçffentlichkeit. Ein
Gesetz, das mehr Mediençffentlichkeit in Gerichtsverfah-
ren herstellen soll, ver�ndert ab 2018 die Rahmenbedin-
gungen f�r die Justizberichterstattung. Seiner Einf�hrung
ging eine umfangreiche Diskussion voraus.

I. Einleitung

Die Unabh�ngigkeit der Richter werde gef�hrdet,1 die
Dauer von Gerichtsverfahren werde zunehmen,2 der Ge-
richtssaal drohe, zu einer „Manege mit Showmeistern,
Clowns und Opfern“3 zu verkommen – einerseits. Die
Justiz werde f�r den B�rger transparenter,4 das Rechtsbe-
wusstsein der Allgemeinheit werde gest�rkt,5 Rechts-
kenntnis und Rechtsverst�ndnis der Bevçlkerung kçnnten
sich ausbilden6 – andererseits. Selten rief eine �nderung
des Gerichtsverfassungsrechts so entgegengesetzte Reak-
tionen hervor wie das Gesetz zur Erweiterung der Medien-
çffentlichkeit in Gerichtsverfahren, kurz EMçGG. Der
Grund f�r die hitzige Debatte: Die Novelle des § 169 S. 2
GVG wird mit ihrem Inkrafttreten Anfang 2018, sechs
Monate nach ihrer Verk�ndung, die Arbeitsbedingungen
der Journalisten in den Sitzungss�len der Republik ver-
�ndern.

II. Die Rahmenbedingungen vor Inkrafttreten
des EMçGG

Nach § 169 S. 2 GVG a. F. war es Journalisten streng
verboten, in der m�ndlichen Verhandlung vor dem erken-
nenden Gericht Ton-, Fernseh- oder andere Filmaufnah-
men anzufertigen, wenn dies zum Zweck der çffentlichen
Vorf�hrung oder der Verçffentlichung ihres Inhalts ge-
schah. Das absolute Verbot betraf vor allem Fernseh- und
Radiojournalisten, die ihre Kameras und Mikrofone mit
dem Aufruf der Sache in allen Gerichtss�len ausschalten
mussten. Anders verhielt es sich nach § 17 a BVerfGG a. F.
seit 1998 allein vor dem BVerfG, dessen m�ndliche Ver-
handlungen Journalisten bis zur Anwesenheitsfeststellung
sowie w�hrend der çffentlichen Entscheidungsverk�ndung
aufnehmen durften (§ 17 a Abs. 1 BVerfGG a. F.). Die Auf-
nahmen konnten allerdings zur Wahrung schutzw�rdiger
Interessen der Beteiligten oder Dritter und zur Wahrung
eines ordnungsgem�ßen Ablaufs des Verfahrens ganz oder

teilweise untersagt oder von der Einhaltung von Auflagen
abh�ngig gemacht werden (§ 17 a Abs. 2 BVerfGG a. F.).

So streng ging es in deutschen Gerichtss�len jedoch nicht
immer zu: § 169 S. 2 GVG a. F. befindet sich erst seit 1964
im GVG. Zuvor stand Aufnahmen vor Gericht von Geset-
zes wegen nichts entgegen.7 Von dieser Freiheit machten
die Medien durchaus Gebrauch: In den 1950er Jahren
sendete der NWDR Berlin beispielsweise wçchentlich
die Radiosendung „Menschen und Paragraphen – Original-
aufnahmen aus Berliner Gerichtss�len“.8 Auch als zu Be-
ginn der 1960er Jahre der Gesetzgeber doch aktiv wurde,
zeichnete sich das absolute Verbot, das § 169 S. 2 GVG
a. F. schließlich enthalten sollte, noch nicht ab: Urspr�ng-
lich war vorgesehen, Aufnahmen nur in strafrechtlichen
Hauptverhandlungen zu verbieten. Dem Vorsitzenden
Richter sollte es außerdem mçglich sein, Aufnahmen w�h-
rend der Urteilsverk�ndung aus wichtigen Gr�nden zuzu-
lassen.9 Das Verbot wurde kurz vor Verabschiedung des
Gesetzes aber ohne Umst�nde auf alle Verfahrensarten und
-abschnitte �bertragen.10 Die Verfassungsm�ßigkeit dieses
absoluten Verbots best�tigte das BVerfG 2001 in seiner
sog. n-tv-Entscheidung.11 Schon damals sprachen sich
allerdings drei Richter in einem Sondervotum f�r eine
Lockerung des Verbots aus.12

Außerhalb der m�ndlichen Verhandlung waren Ton-,
Fernseh- oder andere Filmaufnahmen dagegen schon vor
dem EMçGG grunds�tzlich gestattet.13 Die Bilder vom
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